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- Drucksache VI/1631- 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Welche Relation zwischen den Ausgaben für die militärische 
und zivile Verteidigung hält die Bundesregierung für unerläß- 
lich, um einen dem Aufbau und dem Konzept der militärischen 
Verteidigung angemessenen Mindestschutz der Zivilbevölkerung 
zu sichern? 


Die zivile Verteidigung dient in erster Linie dem Schutz des 
Menschen., Sie ist, wie die Bundesregierung wiederholt betont 
hat, auch ein untrennbarer Bestandteil der Gesamtverteidigung. 
Dieser Zusammenhang legt es nahe, zwischen den Aufwendun- 
gen für militärische und zivile Verteidigung ein bestimmtes 
Verhältnis herzustellen. So hat die Versammlung der Westeuro- 
päischen Union bereits im Jahre 1962 ein Verhältnis von 4 : 1 
bzw. 5 : 1 gefordert. Diese Forderung mag - für sich betrachtet - 
berechtigt sein, sie ist aber in keinem der Mitgliedsländer ver- 
wirklicht worden und ist auch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land angesichts der Vielzahl der in den nächsten Jahren zu 
bewältigenden kostenintensiven Aufgaben nicht zu erfüllen. 
Die Bundesregierung hält als Fernziel ein Verhältnis von 20 : 1 
zwischen militärischer und ziviler Verteidigung für erstrebens- 
wert. 
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2. Hält die Bundesregierung unter dem Gesichtspunkt eines ange- 
messenen Wertverhältnisses zwischen den Ausgaben für die 
militärische und zivile Verteidigung die bisher von ihr ergriffe- 
nen oder eingeleiteten Maßnahmen für glaubwürdig im Sinne 
ihrer Absichtserklärung in der Drucksache VI/886, Seite 2, der- 
zufolge „eine Verstärkung der zivilen Verteidigung geboten 
ist"? 

Die für Zwecke der zivilen Verteidigung verfügbaren Haus- 
haltsmittel sind in der Zeit von 1962 bis 1970 ständig vermin- 
dert worden. 

Der Entwurf des Bundeshaushalts für 1971 beendet diese Ent- 
wicklung und bringt darüber hinaus erstmals wieder eine Er- 
höhung der Mittel. Das Verhältnis der Ausgaben für Zwecke 
der militärischen und zivilen Verteidigung verbessert sich 
dadurch. 

Die Bundesregierung hat damit die Ernsthaftigkeit ihrer Ab- 
sicht deutlich gemacht, die zivile Verteidigung finanziell besser 
auszustatten. In ihrer Antwort zu Nr. 1 bringt die Bundesregie- 
rung klar zum Ausdruck, daß diese Verbesserungen noch unzu- 
reichend sind. Sie ist aber nicht in der Lage, den Nachholbedarf 
früherer Jahre kurzfristig auszugleichen. 


3. Was hat die Bundesregierung getan, um im Rahmen ihrer ver- 
fassungsmäßigen Kompetenz das bedrückende Defizit auf dem 
Gebiet der Zivilsdiutz-Sanitätsdienste, besonders den großen 
Fehlbestand an Ärzten, Helfern und Hilfskrankenhäusorn zu 
decken? Welche Fortschritte wurden in der dazu unerläßlichen 
„engen zivilen und militärischen Zusammenarbeit auf dem 
Gesundheitssektor" {Drucksache V/3683 - I. Teil B. II. 4.) erzielt? 


Bei den Vorkehrungen für den Sanitätsdienst im Bereich der 
zivilen Verteidigung muß zunächst von der Zahl der vorhande- 
nen Ärzte ausgegangen werden. Es handelt sich vor allem dar- 
um, diese im Verteidigungsfall so einzusetzen, daß die ärztliche 
Versorgung im zivilen wie militärischen Bereich in bestmög- 
licher Weise sichergestellt ist. Zwischen dem Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit, dem Bundesminister der 
Verteidigung und mir ist die Zahl der der Bundeswehr zur Ver- 
fügung stehenden Arzte festgelegt. Die für die Bundeswehr aus 
dem zivilen Bereich zu beordernden Arzte werden im Einver- 
nehmen zwischen den zuständigen zivilen und militärischen 
Dienststellen ausgewählt. 

Zur Deckung des Bedarfs an Pflegekräften wurden im Aufträge 
und auf Kosten des Bundes bisher 85 000 Schwesternhelferinnen 
ausgebildet. Angestrebt wird die Ausbildung von rd. 200 000 
Schwesternhelferinen. 

Die stationäre Behandlung von Kranken und Verletzten erfor- 
dert nicht nur eine Erweiterung der Kapazität der bestehenden 
Krankenhäuser, sondern auch die Vorbereitung von Hilfs- 
krankenhäusern. Bisher wurden 160 Objekte mit mehr als 
55 000 Betten als Hilfskrankenhäuser baulich vorbereitet; 
44 weitere Objekte mit rd. 23 000 Betten sind im Ausbau. 
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Im Katastrophenschutz wird ein Sanitätsdienst als eigener 
Fachdienst aufgebaut. Es soll Sanitätshilfe leisten, erste ärzt- 
liche Versorgung übernehmen und den Transport von Verletz- 
ten durchführen. Geplant ist ein Sanitätsdienst von 115 000 Hel- 
fern, die in erster Linie vom Arbeiter-Samariterbund, Deut- 
schen Roten Kreuz, Malteser-Hilfsdienst und von der Johan- 
niter-Unfall-Hilfe gestellt werden. Ein Mangel an Helfern ist 
daher nicht zu erwarten; ihre zügige Ausbildung und Aus- 
rüstung hängt aber von den finanziellen Möglichkeiten ab. 

Zur Ergänzung dieses Sanitätsdienstes führen die genannten 
Organisationen im Auftrag des Bundes eine Erste-Hilfe-Aus- 
bildung durch; sie erhalten dafür pauschale Bundeszuschüsse. 
Ein möglichst großer Teil der Bevölkerung soll dadurch in die 
Lage versetzt werden, sich in Notfällen weitgehend selbst zu 
helfen. 

Neben der bereits erwähnten Vereinbarung über die Verwen- 
dung von Ärzten im zivilen und militärischen Bereich werden 
auch andere Maßnahmen im Bereich des Sanitätswesens zwi- 
schen zivilen und militärischen Steilen miteinander abgestimmt. 
So ist eine Regelung über eine gemeinsame Benutzung beider- 
seitiger Sanitätseinrichtungen getroffen; eine Vereinbarung 
über das der Bundeswehr zur Verfügung stehende weibliche 
Krankenpflegepersonal v/ird vorbereitet. 


4. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung mit der finan- 
ziellen Förderung des privaten Schutzraumbaues gemacht und 
welche Konsequenzen gedenkt sie aus diesen Erfahrungen zu 
ziehen? 


Nach den Richtlinien für die Gewährung von Zuschüssen des 
Bundes bei der Errichtung von Hausschutzräumen für Wohnun- 
gen vom 6. Mai 1969 betrug der Zuschuß je Schutzplatz durch- 
schnittlidi 200 DM. Dieser Zuschußsatz hat sich als unzurei- 
chend erwiesen. Mit Erlaß vom 29. Juli 1970 sind die Zuschuß- 
sätze wesentlich erhöht worden; sie betragen nunmehr für 
Schutzräume mit 


1-7 

Schutzplätzen 

DM 

4 900 

10 

Schutzplätzen 

DM 

6 650 

20 

Schutzplätzen 

DM 

11 100 

30 

Schutzplätzen 

DM 

13 380 

40 

Schutzplätzen 

DM 

15 100 

50 

Schutzplätzen 

DM 

16 800. 


Im gegenwärtigen Zeitpunkt ist noch nicht abzusehen, wie viele 
Bauherren bereit sein werden, auf Grund der jetzt gebotenen 
Förderungsmöglichkeit bei Wohnungsneubauten Schutzräume 
mit einzuplanen. 
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5. Wie will die Bundesregierung im Falle einer Stagnation des 
privaten Schutzraumbaues die Bevölkerung vor den Folgen neu- 
zeitlicher Angriffswaffen schützen? 

Es müssen zunächst die Erfahrungen mit der vorerwähnten 
Regelung vom 29. Juli 1970 abgewartet werden; sie werden zei- 
gen, ob die bisherige Stagnation des privaten Schutzraumbaues 
mit den erhöhten Zuschußbeträgen überwunden werden kann. 
Darüber hinaus will die Bundesregierung den Bau von öffent- 
lichen Schutzräumen merklich verstärken. § 12 des Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetzes, das der Deutsche Bundestag am 
9. Dezember 1970 in Dritter Lesung beschlossen hat, wird die 
finanzielle Förderung unterirdischer Verkehrsanlagen aus Bun- 
desmitteln im Einzelfall davon abhängig gemacht werden kön- 
nen, daß sich der Bauherr bereit erklärt, die Verkehrsanlage 
auf Kosten des Bundes für den Zivilschutz auszubauen. Die 
Bundesregierung verspricht sich hiervon eine wesentliche Ver- 
besserung der Möglichkeit, für Personen, die sich an Ballungs- 
punkten des städtischen Verkehrs aufhalten, Zivilschutzanlagen 
vorzusehen. 


6. Ist es richtig, daß die Bevölkerung über die Notwendigkeit der 
Zivilverteidigung immer noch unzureichend informiert, ist und, 
wenn dies zutrifft, wie soll dem abgeholfen werden? Welchen 
Anteil der Gesamtausgaben für den Zivilschutz sollten die 
Finanzmittel für solche Aufklärungsmaßnahmen ausmachen? 

Die bisherige Aufklärungs- bzw. Öffentlichkeitsarbeit für die 
zivile Verteidigung hat auch nach Auffassung der Bundesregie- 
rung noch keine hinreichend befriedigenden Ergebnisse gezeigt. 
Nach einer Meinungsbefragung des Emnid-Instituts in der Zeit 
vom Dezember 1969 bis Januar 1970 gaben 56% der Befragten 
an, ausreichende bis geringe Kenntnisse über den Zivilschutz 
zu haben, während 38% erklärten, davon so gut wie nichts 
gehört zu haben. 

Es kommt bei der Öffentlichkeitsarbeit methodisch darauf an, 
auf Beschönigung zu verzichten und statt dessen durch nüch- 
terne Klarheit und öffenheit das Vertrauen der Bevöl^rung zu 
gewinnen. Die Bevölkerung wird zur Mitarbeit im Zivilschutz 
um so eher bereit sein, je mehr sie davon überzeugt ist, daß es 
auch gegen neuzeitliche Waffenwirkungen Schutzmöglichkeiten 
gibt. Die Bevölkerung scheint an Information über den Zivil- 
schutz auch um so interessierter zu sein, als ihr der Nutzen der 
Maßnahmen auch für den Katastrophen- oder Unglücksfall im 
Alltag begreiflich gemacht werden kann. 

Die Mittel für die Öffentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet der 
zivilen Verteidigung werden von 3 Mio DM im Jahre 1970 auf 
4,2 Mio DM im Jahre 1971 verstärkt werden. Mindestens der 
für 1971 vorgesehene Betrag dürfte auch in den künftigen Jah- 
ren zur Verfügung stehen, damit die Öffentlichkeitsarbeit in 
dem dargestellten Sinne fortgesetzt und zum Erfolg geführt 
werden kann. 


Genscher 



